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Schulgestaltung

Treffen Junger Autoren 2008

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen
vom 17. April 2008 – III 331 Mü

Zum 23. Mal findet in Berlin vom 13. bis 17.  November 
2008 das Treffen Junger Autoren statt. Die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer werden im Rahmen des 23. bun-
desweiten Wettbewerbs Treffen Junger Autoren ermit-
telt. Dieser Bundeswettbewerb wird alljährlich vom 
Bundesministerium für Bildung und Forschung zur För-
derung junger Talente finanziert und von den Kulturver-
anstaltungen des Bundes in Berlin GmbH, Geschäftsbe-
reich Berliner Festspiele, organisiert und durchgeführt. 
Im Kuratorium des Wettbewerbs wirken Vertreter der 
Kultusbehörden verschiedener Bundesländer, der Bun-
desvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung 
e.V. (BKJ),  des Arbeitskreises für Jugendliteratur e.V. 
und des Kulturkanals K 3 Rheinland-Pfalz zusammen.

Die Auswahl trifft eine unabhängige Jury von Literatur-
Experten.

Zur Teilnahme  am Wettbewerb sind eingeladen 
Kinder und Jugendliche aller Schularten und Ausbil-
dungswege im Alter ab zehn Jahren.
Die Bewerbungsunterlagen können angefordert werden 
bei:
Berliner Festspiele
Treffen Junger Autoren
Schaperstraße 24
10719 Berlin
Tel. 030  25489213
Fax 030  25489132
E-Mail: jugendwettbewerbe@berlinerfestspiele.de
Internet: www.treffen-junger-autoren.de

Der ausgefüllte Bewerbungsbogen ist zusammen mit 
dem Manuskript (in dreifacher Ausfertigung) bis zum 
15. Juni 2008 vorzulegen. Alle literarischen Formen sind 
zugelassen. Preis des Wettbewerbs ist die Teilnahme 
am Treffen mit öffentlicher Lesung aller Preisträgerinnen 
und Preisträger, an Workshops unter der Leitung von 
Experten und am umfangreichen Rahmenprogramm.
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Aufgrund der §§ 16 Abs. 1 Satz 2, 18 Abs. 3 Satz 1 
und 3, 19 Abs. 3 Satz 4 sowie des § 126 Abs. 2 und 3 
in Verbindung mit § 147 des Schulgesetzes vom 
24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. März 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 148) verordnet das Ministe-
rium für Bildung und Frauen die folgenden §§ 1 bis 3, 
§ 4 Abs. 3 bis 5 sowie die §§ 6 bis 19; aufgrund des § 
126 Abs. 1 SchulG verordnet die Landesregierung den 
folgenden § 4 Abs. 1, 2 und 6 bis 9 sowie §§ 5 und 19.

Inhaltsübersicht
Abschnitt I – Aufnahme

§ 1 Aufnahme an Gesamtschulen
Abschnitt II – Aufbau, Förderung und Organisation

des Unterrichts
§ 2 Aufbau
§ 3 Förderung und Organisation des Unterrichts
§ 4 Aufsteigen nach Jahrgangsstufen und Zeugnisse 

in der Integrierten Gesamtschule
§ 5 Aufsteigen nach Jahrgangsstufen und Zeugnisse 

in der Kooperativen Gesamtschule
§ 6 Entlassung

Abschnitt III – Abschlussprüfung
§ 7 Abschlussprüfungen an Gesamtschulen 

(Sekundarstufe I)
§ 8 Zweck und Gliederung der Prüfung
§ 9 Zeitplan
§ 10 Prüfungsausschuss, Unterausschüsse
§ 11 Präsentation der Projektarbeit
§ 12 Schriftliche Prüfung
§ 13 Vorbereitung der mündlichen Prüfung 
§ 14 Durchführung der mündlichen Prüfung
§ 15 Festlegung der Endnoten und Zuerkennung des 

Abschlusses
§ 16 Verfahren bei Krankheit, Täuschung oder Stö-

rungen
§ 17 Wiederholung der Prüfung
§ 18 Niederschriften
§ 19 Übergangs- und Schlussbestimmungen

Abschnitt I – Aufnahme
§ 1

Aufnahme an Gesamtschulen
(1) Eine Schülerin oder ein Schüler kann unter der 

Voraussetzung, dass sie oder er die Grundschule bis 
einschließlich Jahrgangsstufe 4 besucht hat, in die 
Gesamtschule aufgenommen werden.

(2) Die Aufnahme in die Sekundarstufe I einer 
Gesamtschule ist ausgeschlossen, wenn eine Schülerin 
oder ein Schüler bereits an einer Schule aus einem der 
in § 6 genannten Gründe entlassen worden ist; wurde 
eine Schülerin oder ein Schüler auf Antrag entlassen, 

kann eine Aufnahme erfolgen, wenn sie pädagogisch 
sinnvoll erscheint. Die Aufnahme in die gymnasiale Ober-
stufe richtet sich nach den Bestimmungen der Landes-
verordnung über die Gestaltung der Oberstufe und der 
Abiturprüfung in den Gymnasien und Gemeinschafts-
schulen (OAPVO) vom 2. Oktober 2007 (NBl. MBF. 
Schl.-H. S. 285).

(3) Die Aufnahme erfolgt im Rahmen der von der 
Schulaufsichtsbehörde festgelegten Aufnahmemöglich-
keiten.

(4) Über die Aufnahme in die Gesamtschule und die 
Zuweisung zu einer Jahrgangsstufe entscheidet die 
Schulleiterin oder der Schulleiter, soweit die Zuweisung 
zu der Schule nicht durch die Schulaufsichtsbehörde 
erfolgt. Bei der Zuweisung zu einer Jahrgangsstufe ist in 
der Regel von der zuletzt besuchten Jahrgangsstufe aus-
zugehen.

Abschnitt II – Aufbau, Förderung und Organisation
des Unterrichts

§ 2
Aufbau

(1) Die Sekundarstufe I der Gesamtschule umfasst 
sechs Jahrgangsstufen, an Kooperativen Gesamt-
schulen in der Schulart Hauptschule fünf Jahrgangs-
stufen.

(2) Sofern sich eine gymnasiale Oberstufe anschließt, 
umfasst diese mit der Einführungsphase und der Quali-
fikationsphase drei Schulleistungsjahre. Im Übrigen 
richtet sich die Ausgestaltung der gymnasialen Ober-
stufe nach den Bestimmungen der Landesverordnung 
über die Gestaltung der Oberstufe und der Abiturprü-
fung in den Gymnasien und Gemeinschaftsschulen. 

§ 3
Förderung und Organisation des Unterrichts

(1) Die Schul- und Unterrichtsgestaltung der Gesamt-
schule orientiert sich an den Lernvoraussetzungen und 
Lernprozessen der Schülerinnen und Schüler und för-
dert sie in ihrer individuellen Lernentwicklung. 

(2) Kann eine Schülerin oder ein Schüler dem Unter-
richt in deutscher Sprache nicht folgen, wird sie oder er 
in der deutschen Sprache mit dem Ziel gefördert, in der 
Jahrgangsstufe mitzuarbeiten, die ihrem oder seinem 
Alter und ihren oder seinen Fähigkeiten entspricht.

(3) Der Unterricht findet an Integrierten Gesamt-
schulen grundsätzlich für alle Schülerinnen und Schüler 
gemeinsam statt, wobei den unterschiedlichen Leis- 
tungsmöglichkeiten der Schülerinnen und Schüler vor 
allem durch Formen binnendifferenzierenden Unterrichts 
entsprochen wird. Die Integrierte Gesamtschule führt 
Schülerinnen und Schüler aller Begabungen in einem 
weitgehend gemeinsamen Bildungsgang zu den Schul-
abschlüssen der Sekundarstufe I oder zur Versetzung in 
die gymnasiale Oberstufe. Der Bildungsgang wird auf 

Schulverwaltung

Landesverordnung
über Gesamtschulen (VOGS)

Vom 6. Mai 2008
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der Grundlage der Lehrpläne und folgender Beschlüsse 
der Kultusministerkonferenz (KMK) gestaltet:
1. Vereinbarung über die Schularten und Bildungsgänge 

im Sekundarbereich I (KMK-Beschluss vom 3. 
Dezember 1993 in der Fassung vom 2. Juni 2006),

2. Vereinbarung über Bildungsstandards für den Mitt-
leren Abschluss in den Fächern Deutsch, Mathematik 
und Erste Fremdsprache (KMK-Beschluss vom 
4. Dezember 2003) sowie in den Fächern Biologie, 
Chemie, Physik (KMK-Beschluss vom 16. Dezember 
2004),

3. Vereinbarung über Bildungsstandards für den Haupt-
schulabschluss in den Fächern Deutsch, Mathematik 
und Erste Fremdsprache (KMK-Beschluss vom 
15. Oktober 2004).

Über eine Differenzierung nach den Jahrgangsstufen 5 
und 6 nach Maßgabe der Mindestanforderungen gemäß 
der KMK-Vereinbarung über die Schularten und Bil-
dungsgänge im Sekundarbereich I (KMK-Beschluss 
vom 3. Dezember 1993 in der Fassung vom 2. Juni 2006) 
entscheidet die Schule im Rahmen ihres pädagogischen 
Konzepts.

(4) An Kooperativen Gesamtschulen findet der Unter-
richt grundsätzlich schulartbezogen statt. Für die Jahr-
gangsstufen 5 und 6 wird eine gemeinsame Orientie-
rungsstufe gebildet. In der gemeinsamen Orientierungs- 
stufe und bei weiterem schulartunabhängigem Unterricht 
wird den unterschiedlichen Leistungsmöglichkeiten der 
Schülerinnen und Schüler vor allem durch Formen bin-
nendifferenzierenden Unterrichts entsprochen. Satz 2 
findet keine Anwendung für Schülerinnen und Schüler, 
die sich im Schuljahr 2008/09 in der Jahrgangsstufe 6 
befinden und in der Jahrgangsstufe 5 schulartbezogen 
beschult worden sind.

(5) Es können an den Gesamtschulen darüber hinaus 
jahrgangsübergreifende Lerngruppen gebildet werden.

(6) Durch die Wahl eines Wahlpflichtfaches wird den 
Schülerinnen und Schülern ab Jahrgangsstufe 7 eine 
individuelle Schwerpunktbildung ermöglicht. Das erste 
Wahlpflichtfach wird vierstündig ab Jahrgangsstufe 7 
erteilt. Ein weiteres zweistündiges Fach oder ein zwei-
stündiger Projektkurs tritt ab Jahrgangsstufe 9 entspre-
chend dem Angebot der Schule hinzu. Ein Anspruch auf 
die Einrichtung eines bestimmten Wahlpflichtfaches 
besteht nicht.

§ 4
Aufsteigen nach Jahrgangsstufen und Zeugnisse

in der Integrierten Gesamtschule
(1) Die Schülerinnen und Schüler steigen an Inte-

grierten Gesamtschulen ohne Versetzungsbeschluss in 
die nächste Jahrgangsstufe auf.

(2) In den Fächern, in denen der Unterricht in leis- 
tungsdifferenzierten Kursen stattfindet, werden die 
Schülerinnen und Schüler jeweils für das nächste Schul-
halbjahr einer bestimmten Anspruchsebene zuge-
wiesen.

(3) Zu jedem Zeugnistermin beurteilt die Klassenkon-
ferenz die Leistungen einer Schülerin oder eines Schü-
lers. Sie erfasst in ihrem Urteil die Sach-, Methoden-, 
Sozial- und Selbstkompetenz der Schülerinnen und 
Schüler. Sie prüft, ob ein Wechsel der Anspruchsebene 
in den Fächern, in denen der Unterricht in leistungsdiffe-
renzierten Kursen erfolgt, erforderlich ist.

(4) Grundlage aller Entscheidungen ist die Beurtei-
lung der Leistungen durch die Klassenkonferenz sowie 

die Annahme, dass der Schüler oder die Schülerin durch 
die Zuweisung zu einer bestimmten Lerngruppe besser 
gefördert werden kann. In den Zeugnissen ist mindes- 
tens bei Fächern mit äußerer Fachleistungsdifferenzie-
rung kenntlich zu machen, auf welcher Anforderungs-
ebene die Leistungen von den Schülerinnen und Schü-
lern erbracht worden sind.

(5) In den Jahrgangsstufen 5 und 6 wird von einer 
Bewertung durch Noten abgesehen; an ihre Stelle treten 
Berichtszeugnisse. Spätestens am Ende der Jahrgangs-
stufe 8 erhält die Schülerin oder der Schüler ein Noten-
zeugnis unter pädagogischer Berücksichtigung der 
Übertragungsskala (siehe Anlage) mit einem schriftli-
chen Hinweis auf den zu erwartenden Abschluss in der 
Sekundarstufe I oder auf den möglichen Übergang in die 
gymnasiale Oberstufe auf der Grundlage ihres oder 
seines Leistungsstandes.

(6) Im Ausnahmefall ist das Überspringen oder das 
Wiederholen einer Jahrgangsstufe auf Antrag der Eltern 
durch Entscheidung der Klassenkonferenz möglich. In 
beiden Fällen ist die Maßnahme durch einen Lernplan zu 
begleiten, der im Folgejahr fortgeschrieben wird.

(7) In Verbindung mit der Teilnahme an der Prüfung 
zum Erwerb des Hauptschulabschlusses (§ 7 Abs. 1 bis 
3) steigt die Schülerin oder der Schüler in die Jahrgangs-
stufe 10 auf, sofern der Notendurchschnitt des Haupt-
schulabschlusses in den Fächern Deutsch, Mathematik 
und Erste Fremdsprache mindestens 2,4 ist, in den 
übrigen Fächern mindestens 3,0 und kein Fach mit 
„ungenügend“ abgeschlossen wurde. Sofern diese 
Bedingungen nicht erfüllt sind, kann die Klassenkonfe-
renz das Aufsteigen in die Jahrgangsstufe 10 
beschließen, wenn sie zu der Auffassung gelangt, dass 
die Schülerin oder der Schüler in der Jahrgangsstufe 10 
erfolgreich mitarbeiten kann. In diesem Fall trifft die Klas-
senkonferenz Maßgaben, wie der Lernerfolg nachge-
wiesen werden muss, und begründet diese schriftlich.

(8) In Verbindung mit der Teilnahme an der Prüfung 
zum Erwerb des Mittleren Abschlusses (§ 7 Abs. 4) ist 
eine Schülerin oder ein Schüler in die gymnasiale Ober-
stufe versetzt, wenn
1. die Leistungen, bezogen auf die Anforderungsebene 

Gymnasium, in allen Fächern mindestens ausrei-
chend sind oder

2. der Notendurchschnitt auf der mittleren Anforde-
rungsebene in den Fächern Deutsch, Mathematik und 
Erste Fremdsprache mindestens 2,4 ist, in den 
übrigen Fächern mindestens 3,0 und kein Fach mit 
„ungenügend“ abgeschlossen wurde.

Sofern diese Bedingungen nicht erfüllt sind, kann an 
Gesamtschulen mit gymnasialer Oberstufe die Klassen-
konferenz die Versetzung beschließen, wenn sie zu der 
Auffassung gelangt, dass die Schülerin oder der Schüler 
in der gymnasialen Oberstufe erfolgreich mitarbeiten 
kann. In diesem Fall trifft die Klassenkonferenz Maß-
gaben, wie der Lernerfolg nachgewiesen werden muss, 
und begründet diese schriftlich.

(9) Bei einem Wechsel des ab Jahrgangsstufe 7 
gewählten Wahlpflichtfaches ist die Versetzung in die 
gymnasiale Oberstufe ausgeschlossen. Vor einem 
Wechsel des Wahlpflichtfaches sind die Schülerin oder 
der Schüler sowie bei Minderjährigen deren Eltern auf 
diese Folge hinzuweisen.

Anl.
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§ 5
Aufsteigen nach Jahrgangsstufen und Zeugnisse

in der Kooperativen Gesamtschule
(1) An Kooperativen Gesamtschulen richtet sich das 

Aufsteigen in die Jahrgangsstufe 6 nach der Landesver-
ordnung über die Orientierungsstufe vom 22. Juni 2007 
(NBl. MBF. Schl.-H. S. 177).

(2) Das Aufsteigen in die Jahrgangsstufe 7 der Koope-
rativen Gesamtschule und bei gemeinsamer Orientie-
rungsstufe die Zuweisung zu einer Schulart erfolgt durch 
Versetzungsbeschluss der Klassenkonferenz am Schul-
jahresende. Versetzt werden alle Schülerinnen und 
Schüler, deren Leistungen in nicht mehr als einem Fach 
schlechter als ausreichend sind. Auch wenn diese 
Bedingung nicht erfüllt ist, kann die Klassenkonferenz 
die Versetzung beschließen, wenn sie zu der Auffassung 
gelangt, dass die Schülerin oder der Schüler in der Jahr-
gangsstufe 7 erfolgreich mitarbeiten kann. Eine Nichtver-
setzung ist schriftlich zu begründen. Die Begründung ist 
den Eltern mit dem Zeugnis auszuhändigen.

(3) Das Aufsteigen in die Jahrgangsstufen 8 und 9 an 
Kooperativen Gesamtschulen findet ohne Versetzungs-
beschluss statt. In die Jahrgangsstufe 10 steigen die 
Schülerinnen und Schüler der Schularten Realschule 
und Gymnasium ohne Versetzungsbeschluss auf, wenn 
sie nicht nach § 7 Abs. 3 zur Teilnahme an der Haupt-
schulabschlussprüfung verpflichtet werden.

(4) Die Klassenkonferenz beurteilt zu jedem Zeugnis-
termin, ob durch einen Wechsel der Schulart die Schü-
lerin oder der Schüler besser gefördert werden kann. 
Der Wechsel der Schulart ist durch einen Lernplan zu 
begleiten, der im Folgejahr fortgeschrieben wird.

(5) Die Bestimmungen des § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2, 
Abs. 6, 7, 8 und 9 gelten auch für Kooperative Gesamt-
schulen; die Bestimmungen des § 4 Abs. 7 gelten mit der 
Maßgabe, dass der Aufstieg unter Wechsel der Schulart 
erfolgt. Die Bestimmungen des § 4 Abs. 8 gelten mit der 
Maßgabe, dass für Schülerinnen und Schüler der Schul-
art Gymnasium Satz 1 Nr. 2 und für Schülerinnen und 
Schüler der Schulart Realschule Satz 1 Nr. 1 keine 
Anwendung findet. 

§ 6
Entlassung

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler wird entlassen, wenn 
sie oder er zweimal erfolglos an der Prüfung zur Erlangung 
des Hauptschulabschlusses teilgenommen hat.

(2) Eine Schülerin oder ein Schüler wird entlassen, 
wenn sie oder er zweimal erfolglos an der Prüfung zur 
Erlangung des Mittleren Abschlusses teilgenommen hat. 
Hat sie oder er noch nicht den Hauptschulabschluss 
erlangt, prüft die Klassenkonferenz, ob ihr oder ihm auf 
der Grundlage der in der Prüfung zur Erlangung des Mitt-
leren Abschlusses gezeigten Leistungen der Haupt-
schulabschluss zuerkannt werden kann.

(3) Die Schülerin oder der Schülerin wird entlassen
1. mit dem Hauptschulabschluss, wenn der Aufstieg in 

die 10. Jahrgangsstufe nach § 4 Abs. 7 ausge-
schlossen ist,

2. mit dem Mittleren Schulabschluss, wenn eine Verset-
zung in die gymnasiale Oberstufe nach § 4 Abs. 8 aus-
geschlossen ist oder die besuchte Gesamtschule 
keine gymnasiale Oberstufe führt,

3. mit der bestandenen Abiturprüfung, wenn die 
Gesamtschule eine gymnasiale Oberstufe führt.

Abschnitt III – Abschlussprüfung

§ 7
Abschlussprüfungen an Gesamtschulen

(Sekundarstufe I)
(1) Schülerinnen und Schüler, die den Hauptschulab-

schluss anstreben, nehmen in der Jahrgangsstufe 9 an der 
Prüfung zum Erwerb des Hauptschulabschlusses teil.

(2) An Kooperativen Gesamtschulen nehmen alle 
Schülerinnen und Schüler der Schulart Hauptschule an 
der Abschlussprüfung teil.

(3) An Integrierten Gesamtschulen und in den Schul-
arten Realschule und Gymnasium an Kooperativen 
Gesamtschulen kann eine Schülerin oder ein Schüler 
durch Beschluss der Klassenkonferenz zur Teilnahme an 
der Hauptschulabschlussprüfung verpflichtet werden, 
wenn die Erlangung des Mittleren Abschlusses auf 
Grund des erreichten Leistungsstandes am Ende des 
ersten Halbjahres der Jahrgangsstufe 9 gefährdet 
erscheint.

(4) Die Schülerinnen und Schüler nehmen in der Jahr-
gangsstufe 10 an einer Prüfung zum Erwerb des Mitt-
leren Abschlusses wie folgt teil:
1. an Integrierten Gesamtschulen alle Schülerinnen und 

Schüler,
2. an Kooperativen Gesamtschulen

a) die Schülerinnen und Schüler der Schulart Real-
schule,

b) Schülerinnen und Schüler der Schulart Gymna-
sium auf Beschluss der Klassenkonferenz am Ende 
des ersten oder im Laufe des zweiten Halbjahres 
der Jahrgangsstufe 10, wenn die Erlangung der 
Hochschulreife gefährdet erscheint; dies ist anzu-
nehmen, wenn die Leistungen nicht in allen 
Fächern auf der Anforderungsebene Gymnasium 
ausreichend sind.

§ 8
Zweck und Gliederung der Prüfung

(1) In der Abschlussprüfung soll die Schülerin oder 
der Schüler nachweisen, dass sie oder er das Ziel des 
Bildungsganges erreicht hat.

(2) Die Abschlussprüfung besteht aus schriftlichen 
und mündlichen Teilen sowie der Präsentation einer Pro-
jektarbeit.

§ 9
Zeitplan

(1) Die Termine der schriftlichen und der Zeitraum für 
die mündlichen Prüfungen werden von dem für Bildung 
zuständigen Ministerium im Nachrichtenblatt veröffent-
licht.

(2) Die Termine für die mündlichen Prüfungen und für 
die Projektarbeit bestimmt die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses.

(3) Die Erarbeitung und Präsentation der Projektarbeit 
zum Erwerb des Hauptschulabschlusses findet in Jahr-
gangsstufe 9, für den Erwerb des Mittleren Abschlusses 
im Laufe der Jahrgangsstufen 9 oder 10 statt. 

§ 10
Prüfungsausschuss, Unterausschüsse

(1) Für die Durchführung der Abschlussprüfungen in 
der Sekundarstufe I wird an der Schule je ein Prüfungs-
ausschuss gebildet, dem die Schulleiterin oder der 
Schulleiter sowie ein weiteres Mitglied der Schulleitung 
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angehören. Den Vorsitz hat die Schulleiterin oder der 
Schulleiter, sofern nicht eine Vertreterin oder ein Ver-
treter der Schulaufsichtsbehörde den Vorsitz über-
nimmt. Sie oder er beruft drei weitere Mitglieder und 
bestellt ein Mitglied zur Schriftführerin oder zum Schrift-
führer. Führt die Gesamtschule eine Oberstufe, ist die 
Oberstufenleiterin oder der Oberstufenleiter zusätzlich 
Mitglied des Prüfungsausschusses für den Mittleren 
Abschluss.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
mindestens vier Mitglieder anwesend sind. Ist ein Mit-
glied für längere Zeit verhindert, kann die oder der Vor-
sitzende ein Ersatzmitglied berufen. Bei Abstimmungen 
sind Stimmenthaltungen nicht zulässig. Entscheidungen 
werden mit Mehrheit getroffen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden.

(3) Gegen rechtsfehlerhafte Entscheidungen des Prü-
fungsausschusses muss die oder der Vorsitzende Ein-
spruch erheben. Der Einspruch hat aufschiebende Wir-
kung. Über den Einspruch entscheidet die zuständige 
Schulaufsichtsbehörde.

(4) Die Klassenelternbeiratsvorsitzenden der Jahr-
gangsstufen 9 und 10 an Integrierten Gesamtschulen 
werden zur Teilnahme mit beratender Stimme an den Sit-
zungen des Prüfungsausschusses eingeladen. An 
Kooperativen Gesamtschulen gilt dies entsprechend für 
die Elternbeiratsvorsitzenden der Abschlussklassen. Ist 
ihre Teilnahme an der Beratung entsprechend § 81 des 
Landesverwaltungsgesetzes ausgeschlossen, können 
sie sich durch ein anderes Mitglied des Klasseneltern-
beirats vertreten lassen.

(5) Zur Durchführung der mündlichen Prüfung und 
der Präsentation der Projektarbeit bildet der Prüfungs-
ausschuss Unterausschüsse. Bei der mündlichen Prü-
fung bestehen die Unterausschüsse aus einer oder 
einem Vorsitzenden, der Prüferin oder dem Prüfer und 
einer weiteren Lehrkraft als Schriftführerin oder Schrift-
führer. Bei der Präsentation der Projektarbeit bestehen 
sie aus der Schulleiterin oder dem Schulleiter oder einer 
von ihr oder ihm beauftragten Lehrkraft als Vorsitzender 
oder Vorsitzendem, der Projektbetreuerin oder dem Pro-
jektbetreuer und der Klassenlehrerin oder dem Klassen-
lehrer. Liegt die Projektbetreuung bei der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter oder bei der Klassenlehrerin oder 
dem Klassenlehrer, wird eine weitere Lehrkraft in den 
Unterausschuss berufen und im Falle der Projektbe-
treuung durch die Schulleiterin oder den Schulleiter der 
Vorsitz einem anderen Mitglied übertragen. Der Unter-
ausschuss ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
anwesend oder sachgerecht durch andere Lehrkräfte 
vertreten sind.

§ 11
Präsentation der Projektarbeit

(1) Die Projektarbeit ist themenorientiert und fächer-
übergreifend anzulegen und als Gruppenarbeit durchzu-
führen. Der individuelle Anteil muss dabei erkennbar 
sein. In Ausnahmefällen kann die Projektarbeit mit 
Genehmigung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
auch als Einzelarbeit durchgeführt werden. Sie umfasst
1. die Vorbereitung mit Themenfindung, Gruppenbil-

dung und Projektbeschreibung,
2. einen zeitlichen Umfang von mindestens 15 Zeit-

stunden,
3. die Präsentation, die eine Vorstellung des Projekts 

und dessen Ergebnis durch die Gruppe und ein 

Gespräch der Gruppe mit den Mitgliedern des Unter-
ausschusses gemäß § 10 Abs. 5 enthält.

(2) Die Schülerinnen und Schüler wählen das Thema 
der Projektarbeit und lassen es sich von der betreuenden 
Lehrkraft genehmigen.

(3) Die Projektarbeit soll schriftliche, mündliche und 
praktische Leistungen enthalten.

(4) Die Schülerinnen und Schüler erhalten im 
Anschluss an die Präsentation der Projektarbeit eine 
Bewertung ihres individuellen Anteils an der Projektar-
beit. Die Note ist in das Abschlusszeugnis aufzunehmen.

(5) Schülerinnen und Schüler, die im Rahmen der 
Hauptschulabschlussprüfung bereits eine Projektarbeit 
präsentiert haben, können diese im Rahmen ihres Mitt-
leren Abschlusses anrechnen lassen.

§ 12
Schriftliche Prüfung

(1) Die schriftliche Prüfung erfolgt in den Fächern 
Deutsch, erste Fremdsprache und Mathematik. Die Auf-
gaben werden durch das für Bildung zuständige Ministe-
rium gestellt.

(2) In der ersten Fremdsprache besteht die schrift-
liche Prüfung aus einem schriftlichen Teil und einem 
praktischen Teil mit Aufgaben zur mündlichen Sprach-
kompetenz. Anstelle der Arbeit in der ersten Fremd-
sprache kann für Schülerinnen und Schüler, deren Mut-
tersprache nicht Deutsch ist, auch eine Arbeit in einer 
anderen Sprache zugelassen werden, wenn die Voraus-
setzungen für eine Aufgabenstellung im zentralen Ver-
fahren gegeben sind und geeignete Lehrkräfte als Kor-
rektorinnen oder Korrektoren zur Verfügung stehen. Der 
Wunsch, eine Arbeit in einer anderen Sprache als Eng-
lisch zu schreiben, ist dem für Bildung zuständigen 
Ministerium spätestens innerhalb der ersten Unterrichts-
woche der Jahrgangsstufe 9 für die Hauptschulab- 
schlussprüfung und spätestens innerhalb der ersten 
Unterrichtswoche der Jahrgangsstufe 10 für den Mitt-
leren Abschluss mitzuteilen.

(3) Die Arbeitszeit für die schriftlichen Arbeiten 
beträgt ungeachtet der Vorbereitungszeit jeweils 135 
Minuten.

(4) Die schriftlichen Arbeiten werden von der Prüferin 
oder dem Prüfer und einer weiteren Lehrkraft, die die 
Schulleiterin oder der Schulleiter hierzu bestellt hat, 
beurteilt und benotet. Stimmen die Benotungen der 
Arbeiten nicht überein, setzt die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses die Note fest.

§ 13
Vorbereitung der mündlichen Prüfung

(1) Alle Schülerinnen und Schüler, die aufgrund ihrer 
Vornoten und der schriftlichen Arbeiten den Abschluss 
erreichen können, werden zur mündlichen Prüfung zuge-
lassen. Zusätzlich kann der Prüfungsausschuss eine 
Schülerin oder einen Schüler ohne diese Qualifikation, 
die oder der einzelne Noten im Abgangszeugnis verbes-
sern möchte, auf Wunsch zulassen.

(2) Zwei Unterrichtstage, bevor der Prüfungsaus-
schuss die Fächer für die mündliche Prüfung festlegt, 
werden den Schülerinnen und Schülern die von den 
Lehrkräften erteilten Noten über die bisherige Jahres- 
leistung in allen Fächern als Vornoten sowie die Noten 
der schriftlichen Arbeiten mitgeteilt. Die Noten sind der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter mindestens fünf 
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Unterrichtstage vor Beginn der mündlichen Prüfung vor-
zulegen.

(3) Die Schülerin oder der Schüler, die oder der an 
der Prüfung zum Erwerb des Hauptschulabschlusses 
teilnimmt, nimmt an bis zu zwei mündlichen Prüfungen 
nach eigener Wahl teil. Die Schülerin oder der Schüler, 
die oder der an der Prüfung zum Erwerb des Mittleren 
Abschlusses teilnimmt, nimmt an bis zu zwei mündlichen 
Prüfungen teil, davon an einer nach eigener Wahl. 
Zusätzlich können mit Ausnahme der ersten Fremd-
sprache die Fächer der schriftlichen Prüfung mündlich 
geprüft werden, sofern der Prüfungsausschuss dies 
beschließt oder die Schülerin oder der Schüler dies 
beantragt.

(4) Der Prüfungsausschuss legt abschließend fest, in 
welchem Fach die einzelne Schülerin oder der einzelne 
Schüler zu prüfen ist. Die vorgesehenen Prüfungsfächer 
sind den Schülerinnen und Schülern drei bis fünf Unter-
richtstage vor Beginn der mündlichen Prüfungen 
bekannt zu geben.

(5) Eine Befreiung von der mündlichen Prüfung ist 
nicht möglich.

§ 14
Durchführung der mündlichen Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung wird als Einzelprüfung oder 
als Gruppenprüfung mit drei bis fünf Schülerinnen und 
Schülern durchgeführt. Dabei muss der oder dem Ein-
zelnen Gelegenheit gegeben werden, angemessene 
Teile der Aufgabe selbstständig zu lösen. Ausschließ-
liches Abfragen von Wissensstoff ist nicht zulässig. Die 
Dauer der Einzelprüfung beträgt zehn Minuten. Bei einer 
Gruppenprüfung sind pro Prüfling zehn Minuten vorzu-
sehen.

(2) Die Aufgaben sind aus dem Unterricht der 
Abschlussjahrgänge zu wählen. Die Schülerinnen und 
Schüler sind bei der Themenwahl zu beteiligen. Die 
mündliche Prüfung kann fachpraktische Teile enthalten.

(3) Die Vorbereitungszeit beträgt mindestens 20 und 
höchstens 30 Minuten. Notwendige Hilfsmittel sind von 
der Schule zu stellen.

(4) Nach der mündlichen Prüfung setzt der Unteraus-
schuss die Note für die mündlichen Prüfungsleistungen 
fest.

(5) Bis zu drei Mitglieder des Schulelternbeirats sowie 
der Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 8, 
bezogen auf die Prüfung zum Erwerb des Hauptschulab-
schlusses, und der Jahrgangsstufe 9, bezogen auf die 
Prüfung zum Erwerb des Mittleren Abschlusses, können 
bei den mündlichen Prüfungen zuhören, wenn die zu prü-
fenden Schülerinnen und Schüler zustimmen. Eine 
Rücknahme der Zustimmung ist bis zum Beginn der Prü-
fung möglich.

§ 15
Festlegung der Endnoten und Zuerkennung

des Abschlusses
(1) Vornoten sind Endnoten, wenn nicht durch die 

mündliche oder die schriftliche Prüfung oder durch beide 
eine Änderung erfolgt.

(2) In den Fächern, in denen keine mündliche Prüfung 
stattfindet, stellt der Prüfungsausschuss die Endnote 
nach Absatz 1 fest oder legt die Endnote als Ergebnis 
aus der Vornote und der Note für die schriftliche Prüfung 
fest. Liegen in Deutsch oder Mathematik sowohl ein 
schriftliches als auch ein mündliches Prüfungsergebnis 

vor, werden beide Ergebnisse zu gleichen Teilen bei der 
Feststellung der Prüfungsnote berücksichtigt. Bei der 
Festlegung der Endnote werden die Vornote und das 
Prüfungsergebnis im Verhältnis zwei zu eins berücksich-
tigt.

(3) Der Prüfungsausschuss kann die Prüfung bereits 
nach Abschluss der schriftlichen Prüfung für nicht 
bestanden erklären, wenn sich aus den Vornoten und 
den schriftlichen Arbeiten ergibt, dass die Schülerin oder 
der Schüler die Prüfung nicht mehr bestehen kann. In 
diesem Fall sind die Eltern minderjähriger Schülerinnen 
und Schüler umgehend zu benachrichtigen. Wird eine 
Wiederholung der Prüfung gewünscht, nimmt die Schü-
lerin oder der Schüler ab einem von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter festzusetzenden Termin hinsicht-
lich der Hauptschulprüfung am Unterricht der Jahr-
gangsstufe 8 und hinsichtlich der Prüfung zum Erwerb 
des Mittleren Abschlusses am Unterricht der Jahrgangs-
stufe 9 teil.

(4) Nach der mündlichen Prüfung entscheidet der 
Prüfungsausschuss über die Endnoten in dem jeweiligen 
Prüfungsfach, sofern die Ergebnisse der Prüfung von 
der Vornote abweichen. Bei der Festlegung der Endnote 
werden die Vornoten und das Prüfungsergebnis im Ver-
hältnis zwei zu eins berücksichtigt.

(5) Nach Feststellung aller Endnoten entscheidet der 
Prüfungsausschuss über die Zuerkennung des 
Abschlusszeugnisses oder des Zeugnisses zur Verset-
zung in die gymnasiale Oberstufe.

(6) Bei der Entscheidung über die Zuerkennung des 
Hauptschulabschlusses oder des Mittleren Abschlusses 
werden die Noten aller Fächer berücksichtigt.

(7) Für die Festlegung der Endnoten wird die Übertra-
gungsskala (Anlage) verwendet. Für die Erteilung eines 
Abschlusszeugnisses werden diese entsprechend der 
Übertragungsskala auf die jeweilige Anspruchsebene 
umgerechnet. Die Anlage ist Bestandteil dieser Verord-
nung.

(8) Das Abschlusszeugnis wird von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter und der Klassenlehrerin oder dem 
Klassenlehrer unterzeichnet.

(9) Der Schülerin oder dem Schüler wird der 
Abschluss zuerkannt, wenn alle Endnoten, bezogen auf 
den angestrebten Abschluss, mindestens „ausreichend“ 
sind oder eine Endnote „mangelhaft“ in nicht mehr als 
einem Fach durch eine Endnote „befriedigend“ oder 
besser in einem anderen Fach ausgeglichen wird.

§ 16
Verfahren bei Krankheit, Täuschung

oder Störungen
(1) Erkrankt eine Schülerin oder ein Schüler unmit-

telbar vor oder während der Prüfung, kann sie oder er die 
gesamte Prüfung oder den noch fehlenden Teil nach-
holen. Fühlt sich eine Schülerin oder ein Schüler wegen 
Krankheit unfähig zur Prüfung, kann sie oder er dies noch 
vor jedem Prüfungsteil, jedoch nicht nach Bekanntgabe 
der zu bearbeitenden Aufgabe geltend machen. Die 
Schülerin oder der Schüler hat unverzüglich eine ärzt-
liche Bescheinigung vorzulegen. Die oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses kann in Zweifelsfällen 
von der Schülerin oder dem Schüler die Vorlage eines 
amtsärztlichen Zeugnisses fordern.

(2) Prüfungsteile, die wegen Krankheit versäumt 
werden, werden zu einem Termin nachgeholt, den die 

Anl.
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oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
bestimmt. Bereits abgelegte Teile der Prüfung werden 
bewertet.

(3) Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler Teile der 
schriftlichen oder der mündlichen Prüfung aus Gründen, 
die sie oder er vorsätzlich herbeigeführt hat, oder gibt sie 
oder er die Aufgabe unbearbeitet zurück, werden diese 
Prüfungsteile mit „ungenügend“ bewertet.

(4) Behindert eine Schülerin oder ein Schüler durch 
ihr oder sein Verhalten die Prüfung so schwerwiegend, 
dass es nicht möglich ist, ihre oder seine Prüfung oder 
die anderer Schülerinnen und Schüler ordnungsgemäß 
durchzuführen, kann sie oder er durch den Prüfungsaus-
schuss von der Teilnahme an der weiteren Prüfung aus-
geschlossen werden. Gleiches gilt für eine Schülerin 
oder einen Schüler, die oder der täuscht, zu täuschen 
versucht oder bei einem Täuschungsversuch hilft. Die 
durch den Ausschluss entfallenden Prüfungsteile 
werden mit „ungenügend“ bewertet.

(5) Bei Ausschluss minderjähriger Schülerinnen und 
Schüler von der Prüfung sind die Eltern unverzüglich zu 
benachrichtigen.

§ 17
Wiederholung der Prüfung

Jede Schülerin oder jeder Schüler hat das Recht, eine 
nicht bestandene Prüfung nach einem Jahr einmal zu 
wiederholen.

§ 18
Niederschriften

(1) Über die Sitzungen des Prüfungsausschusses und 
über den Verlauf der schriftlichen und mündlichen Prü-
fung sind Niederschriften zu fertigen. Die Nieder-
schriften müssen Angaben enthalten über

1. Datum, Beginn und Ende der Prüfung mit Zeitan-
gaben,

2. die Namen der aufsichtführenden Lehrkräfte mit Zeit-
angaben,

3. das Prüfungsfach und die gestellten Aufgaben,
4. die Namen der Schülerinnen und Schüler, die den 

Arbeitsraum verlassen haben, mit Zeitangaben,
5. den Zeitpunkt, wann die einzelne Schülerin oder der 

einzelne Schüler ihre oder seine Arbeit abgegeben 
hat,

6. die Bekanntgabe der Folge von Unregelmäßigkeiten 
nach § 16,

7. die Namen und Funktionen der Lehrkräfte, die die 
mündliche Prüfung durchführten,

8. das Fach der mündlichen Prüfung, die Art der 
gestellten Aufgaben und die Noten sowie

9. weitere Tatsachen, die zur Beurteilung des Prüfungs-
verlaufs von Bedeutung sind.

(2) Die Niederschriften sind von der oder dem Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses, bei den schriftlichen 
Prüfungen von den aufsichtführenden Lehrkräften und 
bei den mündlichen Prüfungen von den Mitgliedern des 
Unterausschusses zu unterschreiben.

§ 19
Übergangs- und Schlussbestimmungen

(1) Die Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft. 
Sie tritt mit Ablauf des 31. Juli 2010 außer Kraft.

(2) Die Landesverordnung über Aufnahme, Auf-
steigen nach Klassenstufen und Abschlüsse an den 
Gesamtschulen (VOGS) vom 22. Februar 1993 (NBl. 
MBWKS. Schl.-H. S. 75) tritt mit Ablauf des 31. Juli 
2008 außer Kraft.

Anlage

Übertragungsskala/Anspruchsebene für den Abschluss

* Berechtigung zum Übergang (Versetzung) in die gymnasiale Oberstufe

Übertragungsskala 1 2 3 4 5 6 7 8

Gymnasium* (Jahrgangsstufe 5-10) 1 2 3 4 5 6 (6) (6)

Realschule (1) 1 2 3 4 5 6 (6)

Hauptschule (1) (1) 1 2 3 4 5 6

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 6. Mai 2008

Pete r  Har ry  Cars tensen Ute  Erds iek -Rave
Ministerpräsident Ministerin

für Bildung und Frauen
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Landesverordnung
über die Erteilung von Zeugnissen, Noten und anderen ergänzenden Angaben in Zeugnissen

(Zeugnisverordnung – ZVO)
Vom  29. April  2008

Aufgrund des § 16 Abs. 1 Satz 2 und des § 126 
Abs. 2 und 3 des Schleswig-Holsteinischen Schulge-
setzes (SchulG) vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 11. März 2008 (GVOBl. Sch.-H. S. 148), 
verordnet das Ministerium für Bildung und Frauen:

§ 1
Zeugnisarten

(1) Schulen erteilen Zeugnisse für das erste Schul-
halbjahr, für das ganze Schuljahr sowie nach Beendi-
gung des letzten Unterrichtsblocks im Schulhalbjahr bei 
Blockunterricht an Berufsschulen.

(2) Das Zeugnis am Ende des Schuljahres wird unter 
Berücksichtigung der Leistungen des gesamten Schul-
jahres erteilt, soweit nicht in den Schulart- oder Prü-
fungsverordnungen hierzu abweichende Regelungen 
getroffen werden.

(3) Ein Abschlusszeugnis wird erteilt, soweit die 
Schülerin oder der Schüler einen in der Sekundarstufe I 
und II möglichen Abschluss erlangt hat und den Schul-
besuch nicht fortsetzen kann oder will.

(4) Ein Abgangszeugnis wird erteilt, wenn die Schü-
lerin oder der Schüler den möglichen Abschluss des Bil-
dungsgangs nicht erreicht hat oder gemäß § 19 Abs. 3 
Satz 2 und 3 sowie Abs. 4 SchulG aus der Schule ent-
lassen wird. Hat die Schülerin oder der Schüler zuvor 
einen anderen Abschluss erlangt, wird ihr oder ihm hier-
über zusätzlich ein Abschlusszeugnis erteilt.

§ 2
Beurteilungsbereiche

(1) Im Zeugnis werden Leistungen bewertet, die sich 
an den Anforderungen der Lehrpläne und Bildungsstan-
dards orientieren und deren Beurteilungskriterien den 
Schülerinnen und Schülern verdeutlicht worden sind.

(2) Beurteilt werden fachliche Leistungen und Leis- 
tungen im fachübergreifenden Unterricht.

(3) Beobachtungen zum allgemeinen Lernverhalten 
und Sozialverhalten werden nach den in § 7 Abs. 1 Nr. 1 
festgelegten Kriterien beschrieben.

§ 3
Zeugnisformen

(1) In Notenzeugnissen werden die Leistungen der 
Schülerinnen und Schüler in den Fächern, Kursen und Pro-
jekten und, soweit die Berufsbildenden Schulen betroffen 
sind, den Lernbereichen und Lernfeldern mit einer Note 
bewertet. Die Noten werden von der Lehrkraft erteilt, die die 
Schülerin oder den Schüler zuletzt unterrichtet hat. Sind am 
Unterricht mehrere Lehrkräfte beteiligt, erteilen die Lehr-
kräfte eine gemeinsame Note. Kommt es unter den an der 
Benotung beteiligten Lehrkräften zu keiner Einigung, trifft 
die Schulleiterin oder der Schulleiter die Entscheidung.

(2) In Notenzeugnissen können entsprechend den 
jeweiligen Lehrplanvorgaben auch Angaben zu Teilberei-

chen eines Faches, Kurses oder Projektes gemacht und 
Erläuterungen gegeben werden.

(3) In Berichtszeugnissen werden die fachlichen Leis- 
tungen der Schülerin oder des Schülers in freier oder 
tabellarischer Form und auf der Grundlage der durch die 
Fachkonferenzen verbindlich festgelegten Kriterien 
beschrieben. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(4) Die Beobachtungen gemäß § 7 Satz 1 Nr. 1 
werden sowohl in Notenzeugnissen als auch in Berichts-
zeugnissen verbal beschrieben, was auch in tabellari-
scher Form möglich ist.

(5) Schülerinnen und Schülern, die in ein anderes 
Bundesland umziehen, wird auf Antrag ein Notenzeugnis 
anstelle eines Berichtszeugnisses erteilt.

§ 4
Notenstufen, Notenübertragungsskala

(1) Bei der Benotung der Leistungen sind die fol-
genden Notenstufen zu verwenden:
1. Die Note „sehr gut“ (1) soll erteilt werden, wenn die 

Leistungen den Anforderungen in besonderem Maße 
entsprechen.

2. Die Note „gut“ (2) soll erteilt werden, wenn die Leis- 
tungen den Anforderungen voll entsprechen.

3. Die Note „befriedigend“ (3) soll erteilt werden, wenn 
die Leistungen den Anforderungen im Allgemeinen 
entsprechen.

4. Die Note „ausreichend“ (4) soll erteilt werden, wenn 
die Leistungen zwar Mängel aufweisen, aber im 
Ganzen den Anforderungen noch entsprechen.

5. Die Note „mangelhaft“ (5) soll erteilt werden, wenn 
die Leistungen den Anforderungen nicht entsprechen, 
jedoch erkennen lassen, dass die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in 
absehbarer Zeit behoben werden können.

6. Die Note „ungenügend“ (6) soll erteilt werden, wenn 
die Leistungen den Anforderungen nicht entsprechen 
und selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, 
dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben 
werden können.

(2) Zwischennoten sind nicht zulässig. Sie liegen nicht 
vor, wenn die Benotung in eine Punktewertung umge-
setzt wird.

(3) Bei Unterricht auf verschiedenen Anforderungs-
ebenen werden diese in Notenzeugnissen
1. bei einem Wechsel des Bildungsganges,
2. bei Vergabe des Hauptschulabschlusses, des Real-

schulabschlusses oder des Mittleren Schulab-
schlusses nach vorheriger Verpflichtung zur Teil-
nahme an der jeweiligen Abschlussprüfung,

3. bei Schulen mit bildungsgangübergreifendem Lernen 
als Grundlage für die Erstellung von Notenzeugnissen

durch Anwendung folgender Übertragungsskala zum 
Ausdruck gebracht:
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§ 5
Zeugnisse für Schülerinnen und Schüler
mit sonderpädagogischem Förderbedarf

(1) Bei Schülerinnen und Schülern mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf, die nicht oder nicht in allen 
Fächern nach den lehrplanmäßigen Anforderungen einer 
allgemein bildenden oder berufsbildenden Schule unter-
richtet werden, ist der Förderschwerpunkt im Zeugnis-
kopf aufzuführen. Nehmen sie am Unterricht außerhalb 
eines Förderzentrums teil, sind die Fächer, in denen sie 
nach den Anforderungen der besuchten Schule unter-
richtet und beurteilt wurden, mit einer Fußnote zu kenn-
zeichnen. Die Fußnote ist wie folgt zu erläutern: „ In den 
gekennzeichneten Fächern wurden dem Zeugnis die An-
forderungen der Lehrpläne des besuchten Bildungs-
ganges zu Grunde gelegt. In allen anderen Fächern 
wurde Unterricht entsprechend dem oben vermerkten 
Förderschwerpunkt erteilt.“

(2) Schülerinnen und Schüler nach Absatz 1 erhalten 
unabhängig von der besuchten Schulart abweichend 
von § 1 Abs. 3 ein Abschlusszeugnis, wenn sie nach 
Erfüllung der Schulpflicht die Ziele ihres Förderplanes 
erreicht und die von der obersten Schulaufsicht empfoh-
lenen Kriterien erfüllt haben.

(3) Schülerinnen und Schüler nach Absatz 1 erhalten 
unabhängig von der besuchten Schulart ein Berichts-
zeugnis gemäß § 3 Abs. 3. Hiervon abweichend kann die 
Schulkonferenz der besuchten Schule im Einvernehmen 
mit dem zuständigen Förderzentrum beschließen, dass 
ab der Jahrgangsstufe 3 Notenzeugnisse erteilt und die 
Benotung durch eine frei formulierte oder tabellarische 
Ergänzung erläutert wird. Werden Berichtszeugnisse 
nach Satz 1 erteilt, kann die Schulkonferenz 
beschließen, dass anstelle des Halbjahreszeugnisses 
der Förderplan zusammen mit dem Förderzentrum fort-
geschrieben wird. Die Eltern sowie die Schülerinnen und 
Schüler sollen einbezogen werden.

§ 6
Nachteilsausgleich

(1) Werden Schülerinnen und Schüler mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf nach § 3 Landesverordnung 
über sonderpädagogische Förderung vom 20. Juli 2007 
(NBl. MBF. Schl.-H. S. 211) oder mit einer Behinderung 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 Abs. 2 des Gesetzes vom 
18. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2984), nach den lehr-
planmäßigen Anforderungen einer allgemein bildenden 
oder berufsbildenden Schule unterrichtet oder sind 
Schülerinnen und Schüler vorübergehend in der Teil-
nahme am Unterricht beeinträchtigt, hat die Schule der 
Beeinträchtigung angemessen Rechnung zu tragen 
(Nachteilsausgleich). Der Nachteilsausgleich darf sich 
nicht auf die fachlichen Anforderungen auswirken.

(2) Die Schule ist von Amts wegen verpflichtet, Nach-
teilsausgleich zu gewähren. Über eine Behinderung oder 
vorübergehende Beeinträchtigung muss durch die 
betroffenen Schülerinnen oder Schüler oder deren 

Eltern ein entsprechender Nachweis erbracht werden. 
Über Art und Umfang eines zu gewährenden Nachteils-
ausgleiches entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. Liegt bei der Schülerin oder dem Schüler ein 
sonderpädagogischer Förderbedarf vor, hat die Schul-
leiterin oder der Schulleiter bei ihrer oder seiner Ent-
scheidung eine Stellungnahme des zuständigen Förder-
zentrums zu berücksichtigen. In die Bewertung von 
Leistungen dürfen Hinweise auf einen gewährten Nach-
teilsausgleich nicht aufgenommen werden.

(3) Formen des Nachteilsausgleiches können insbe-
sondere sein:
1. Verlängerte Arbeitszeiten bei Klassenarbeiten oder 

verkürzte Aufgabenstellung,
2. Bereitstellen oder Zulassen spezieller Arbeitsmittel 

wie zum Beispiel Schreibautomat, Computer oder 
spezielle Stifte,

3. eine mündliche statt einer schriftlichen Arbeitsform 
oder eine schriftliche statt einer mündlichen Arbeits-
form,

4. organisatorische Veränderungen wie zum Beispiel 
individuell gestaltete Pausenregelungen,

5. Ausgleichsmaßnahmen anstelle einer Mitschrift von 
Tafeltexten,

6. differenzierte Aufgabenstellung und -gestaltung,
7. größere Exaktheitstoleranz, beispielsweise in Geome-

trie, beim Schriftbild oder in zeichnerischen Aufga-
benstellungen,

8. individuelle Sportübungen.
(4) Im Falle besonderer und andauernder Schwierig-

keiten im Lesen oder Rechtschreiben beschließt die 
Klassenkonferenz – auch unabhängig von der förmlichen 
Feststellung einer Lese-Rechtschreib-Schwäche – über 
angemessene Maßnahmen im Sinne eines Nachteilsaus-
gleichs.

§ 7
Zusätzliche Vermerke

(1) Im Zeugnis sind zusätzlich zu den Fachnoten oder 
zu den Berichten zu vermerken:
1. Bis zum Ende der Sekundarstufe I Beschlüsse der 

Klassenkonferenz zur verbalen oder tabellarischen 
Beschreibung des allgemeinen Lernverhaltens und 
des Sozialverhaltens; dabei sind für das allgemeine 
Lernverhalten die Kriterien Arbeitsorganisation, 
Anwendung von Methoden, Konzentration, Selbst-
ständigkeit und Engagement zu berücksichtigen, die 
Aussagen über das Sozialverhalten beziehen sich 
auf die Kriterien Teamfähigkeit und Konfliktfähigkeit.

2. Beschlüsse über einen gewährten Notenschutz bei 
besonderen und andauernden Schwierigkeiten im 
Lesen oder Rechtschreiben, der bis einschließlich 
der Jahrgangsstufe, in der der Mittlere oder Real-
schulabschluss erworben wird, gewährt werden 
kann.

3. In Halbjahreszeugnissen gegebenenfalls Hinweise 
auf die Gefährdung der Versetzung in die nächste 
Jahrgangsstufe; unterbleibt der Hinweis oder eine 
entsprechende Benachrichtigung an die Eltern, kann 

Übertragungsskala 1 2 3 4 5 6 7 8
Bildungsgang zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 1 2 3 4 5 6 (6) (6)
Bildungsgang zum Erwerb des Realschulabschlusses oder des Mittleren Schulabschlusses (1) 1 2 3 4 5 6 (6)
Bildungsgang zum Erwerb des Hauptschulabschlusses (1) (1) 1 2 3 4 5 6
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daraus ein Recht auf Versetzung nicht hergeleitet 
werden.

4. Bemerkungen über Aufsteigen oder Versetzung in 
die folgende Jahrgangsstufe, Wiederholen einer 
Jahrgangsstufe sowie Überspringen einer oder meh-
rerer Jahrgangsstufen.

5. Hinweise auf Unterrichtsversäumnisse.
6. Erläuterungen zu Leistungen, die wegen zu geringer 

Deutschkenntnisse nicht bewertet werden können.
7. Die Dauer der Teilnahme an einem Sprachkurs oder 

an Fördermaßnahmen der Schule und der Leis- 
tungsstand in der Zweitsprache Deutsch bei Schü-
lerinnen und Schülern nicht deutscher Herkunfts-
sprache, solange sie an einem Sprachkurs oder 
einer Fördermaßnahme teilnehmen.

8. Abweichend von § 2 Abs. 1 die Teilnahme am Unter-
richt in einer nicht deutschen Herkunftssprache 
sowie eine Benotung der dort erbrachten Leis- 
tungen; vorzulegen ist dazu eine Teilnahmebestäti-
gung des jeweiligen Konsulates und die Zustimmung 
der Eltern.

9. Hinweise auf den Verbleib in der Eingangsphase, 
der Flexiblen Übergangsphase oder auf den zu 
erwartenden Abschluss am Ende der Sekundarstu- 
fe I oder einen möglichen Übergang in die gymna-
siale Oberstufe.

10. In den Zeugnissen der Fachschulen der Hinweis, 
dass in die Ausbildung und Abschlussprüfung 
Inhalte und Anforderungen der entsprechenden 
Ausbildereignungsverordnung einbezogen worden 
sind.

11. In Abgangs- und Abschlusszeugnissen der 
Sekundarstufe I der Hinweis darauf, welche Wahl-
pflichtkurse und -fächer in den Jahrgangsstufen 7
 bis 10 besucht wurden.

12. Teilnahme oder Leistungen in Arbeitsgemein-
schaften.

13. Auf Beschluss der Klassenkonferenz und mit 
Zustimmung der Schülerin oder des Schülers Hin-
weise auf innerhalb oder außerhalb der Schule 
erworbene Zertifikate oder andere Leistungsnach-
weise und auf die Ausübung ehrenamtlicher Tätig-
keiten.

14. Erreichte Abschlüsse.
(2) Die Angaben über das allgemeine Lernverhalten 

und Sozialverhalten sowie über die Unterrichtsversäum-
nisse nach Absatz 1 entfallen in den Abschluss- und 
Abgangszeugnissen.

(3) Die Noten für Fächer, die nur während des ersten 
Schulhalbjahres erteilt worden sind, werden in das 
Zeugnis am Schuljahresende übernommen.

(4) Die Noten in Fächern, in den Berufsbildenden 
Schulen auch in Lernfeldern und Lernbereichen, die vor 
dem letzten Schulhalbjahr zuletzt erteilt wurden, werden 
in das Abschluss- bzw. Abgangszeugnis übernommen.

§ 8
Ausfertigung, Entlassung

(1) Das Zeugnis ist mit urkundenechten Schreib- und 
Druckmitteln auf den dafür vorgesehenen Druckvorlagen 
auszufertigen. Es ist von der Klassenlehrerin oder dem 
Klassenlehrer zu unterzeichnen. Die Schulleiterin oder 
der Schulleiter kann sich eine zusätzliche Unterschrift 
vorbehalten. Hinsichtlich der Unterzeichnung der 
Abschluss- und Abgangszeugnisse finden die jeweiligen 
Schulartverordnungen Anwendung.

(2) Abschluss- und Abgangszeugnisse sind mit dem 
Dienstsiegel der Schule und mit dem Datum des Entlas-
sungstages zu versehen. Die Entlassung erfolgt frühes- 
tens acht Unterrichtstage vor Beginn der Sommerferien, 
in Bildungsgängen, die mit einer Prüfung abschließen, 
mit dem Ablegen der Prüfung. Satz 2 gilt nicht für die Bil-
dungsgänge der Berufsschule nach § 1 Nr. 1 und 2 der 
Landesverordnung über die Berufsschule vom 12. Juni 
2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 152) und für Bildungs-
gänge, die kein volles Schuljahr oder keine vollen Schul-
jahre umfassen.

(3) Schülerinnen und Schüler, die im Zusammenhang 
mit dem Ablegen der Prüfung in die gymnasiale Ober-
stufe versetzt werden, sind bis zum letzten Schultag vor 
den Ferien zu unterrichten.

(4) Die Ausstellung von Zeugnissen in elektronischer 
Form ist ausgeschlossen.

§ 9
Übergangs- und Schlussbestimmungen

(1) Bis zum 31. Juli 2010 werden die Zeugnisse 
ergänzend zu § 7 Abs. 1 um folgende Vermerke ergänzt:
1. Das Bestehen einer Nachprüfung, soweit dadurch die 

Versetzung erreicht wurde; die in den Schuljahren 
erreichten Noten bleiben im Zeugnis unverändert.

2. Die Versetzung auf Probe einschließlich der Dauer 
und des Ergebnisses der Probezeit.

(2) Auf Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 
2008/09 die Jahrgangsstufen 11 und 12 des Beruflichen 
Gymnasiums besuchen, findet § 7 Abs. 1 Nr. 5 keine 
Anwendung.

(3) Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft. 
Sie tritt mit Ablauf des 31. Juli 2013 außer Kraft.

(4) Die Zeugnisordnung vom 29. Juni 1981 (NBl. KM. 
Schl.-H. S. 196), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. Juni 2004 (GVOBl. Schl.-H. S. 153, 162), tritt mit 
Ablauf des 31. Juli 2008 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel,   29. April 2008

Ute  Erds iek -Rave
Ministerin

für Bildung und Frauen
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Landesverordnung
zur Änderung der Orientierungsstufenverordnung (OStVO)

Vom 16. Mai 2008

Aufgrund des § 126 Abs. 1 des Schulgesetzes vom 
24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. März 2008 
(GVOBl. Schl.-H. S. 148), verordnet die Landesregie-
rung:

Artikel 1
§ 7 der Landesverordnung über die Orientierungsstufe 

vom 22. Juni 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 177) wird wie 
folgt geändert:
1. Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„ (4) Auf Antrag der Eltern kann eine Schülerin oder 
ein Schüler des Gymnasiums in die Orientierungs-
stufe der Regionalschule oder in eine Gemeinschafts-
schule aufgenommen werden. In diesem Falle ist ein 
Notenzeugnis zu erteilen. Die Aufnahme ist grundsätz-
lich nur zum Schuljahreswechsel möglich.“

2. Absatz 5 wird gestrichen; die Absätze 6 und 7 werden 
Absätze 5 und 6.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 16. Mai 2008

Pete r  Har ry  Cars tensen Ute  Erds iek -Rave
Ministerpräsident Ministerin

für Bildung und Frauen
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Hinweis auf Änderungen des Schulgesetzes
 
Zusätzlich zu der Änderung, die das Schulgesetz 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Dezember 2007 
erfahren hat (siehe hierzu Bekanntmachung des MBF 
zum Rauchverbot an Schulen nach Inkrafttreten des 
Gesetzes zum Schutz vor den Gefahren des Passivrau-
chens vom 10. Dezember 2007, NBl. MBF. Schl.-H. 
2008 S. 85), sind zwischenzeitlich noch folgende 
Schulgesetz-Änderungen eingetreten:

 Durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des 
Schulgesetzes und des Finanzausgleichsgesetzes 
vom 19. Februar 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 132) hat 
§ 114 Abs. 2 SchulG folgende Fassung erhalten:

„Die Kreise bestimmen durch Satzung, welche Kosten 
für die Schülerbeförderung als notwendig anerkannt 
werden. Die Satzung kann vorsehen, dass nur die 
Kosten notwendig sind, die beim Besuch der nächstge-
legenen Schule der gleichen Schulart entstehen würden; 
davon auszunehmen sind die Fälle, in denen das nächst-
gelegene Förderzentrum wegen fehlender Aufnahme-
möglichkeiten nicht besucht werden kann. Die Satzung 
kann ferner vorsehen, dass die Eltern oder die volljährige 
Schülerin oder der volljährige Schüler an den Kosten der 
Schülerbeförderung angemessen beteiligt werden.“

Mit dieser Neuregelung ist die verbindliche Eigenbetei-
ligung an den Schülerbeförderungskosten rückgängig 
gemacht worden. Es bleibt nunmehr den Kreisen über-
lassen, ob sie durch Satzung eine angemessene Beteili-
gung der Eltern oder der volljährigen Schülerinnen und 
Schüler an den Kosten der Schülerbeförderung vor-
sehen wollen oder nicht.

 Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Schulge-
setzes und des Haushaltsgesetzes 2007/2008 vom 
11. März 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 148) ergänzt § 148 
SchulG um folgenden Absatz 15:

„Abweichend von § 122 Abs. 1 Sätze 2 bis 5, Abs. 2 
und 3 werden die Schülerkostensätze, die im Kalender-
jahr 2007 gelten, für die Zeit vom 1. Januar 2008 bis 
zum 31. Dezember 2008 fortgeschrieben.“

Damit werden die Zuschüsse des Jahres 2007 an die 
Schulen in freier Trägerschaft - mit Ausnahme der 
Schulen der dänischen Minderheit, für die Sonderrege-
lungen gelten - für das Kalenderjahr 2008 fortge-
schrieben. Es wird verhindert, dass sich die Kürzungen 
bei der Besoldung der Lehrkräfte an öffentlichen 
Schulen auf die Schülerkostensätze der Schulen in freier 
Trägerschaft auswirken. Hierbei handelt es sich um eine 
Übergangsregelung nur für das Jahr 2008, da eine 
grundsätzliche Änderung des Bezuschussungsverfah-
rens erwogen wird.
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Ausschreibung der Funktionsstellen

Schule Ort Bezeichnung der 
Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der 
Besetzung

Bewerbung an das

1. Gymnasium

1.1 Gymnasium 
Altenholz

Altenholz Leiterin/Leiter
der Oberstufe

Siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
Nr. 7/1998 S. 266

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum 
1. August 2008.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Ministerium für 
Bildung und Frauen 
des Landes 
Schleswig-Holstein 
Postfach 71 24
24171 Kiel

2.  Gesamtschule

2.1 Klaus Groth-
Schule i.E.
Kooperative 
Gesamtschule 
Tornesch

Tornesch Schulartleiter/
Schulartleiterin
für die Schulart 
Gymnasium

Siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
Nr. 7/1998 S. 266

max.
A 15

Aufgabenüber-
tragung zum 
1. August 2008.
Auf die Erpro-
bungszeit gemäß 
§ 20 Abs. 3 Nr. 4 
LBG wird hinge-
wiesen. Beförde-
rung und Einwei-
sung in die Plan-
stelle nach Vorlie-
gen der laufbahn- 
und haushalts-
rechtlichen Vor-
aussetzungen.

Ministerium für 
Bildung und Frauen 
des Landes 
Schleswig-Holstein 
Postfach 71 24
24171 Kiel
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Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das

Ausschreibung der Schulleiterstellen

1. Grundschule

1.1 Grundschule 
Wiesenfeld
Holstenkamp 29
21509 Glinde
– 2. Ausschreibung –

Rektor/in
A 13 Z

248

1. August 
2008

– dreizügige Grundschule
– im Grünen gelegenes, helles, 

freundliches Schulgebäude mit
Gruppenräumen

– Fachräume für HSU, Werken 
und Musik

– drei Integrationsklassen
– betreute Grundschulzeiten
– Hort auf dem Gelände
– erhöhter Anteil von Kindern 

nichtdeutscher Muttersprache
– Pflege des Schullebens durch 

Schulveranstaltungen (z.B. 
Monatstreffen, Sommerfest, 
Sportfest, Projektwochen, jah-
reszeitliche Feste)

– zurzeit verschiedene AGs – z.B. 
Chor, Theater

– „Streitschlichter“-Ausbildung
– „ Insel“-Projekt
– Ausbildungsschule
– schulinterne Fortbildungen
– Sportplatz und Turnhalle im 

Verbund mit der IGS
– Schulverein mit aktiver Eltern-

schaft
– Schwimmunterricht zurzeit in

Jahrgangsstufe 3

Schulamt des 
Kreises Stormarn
Mommsenstraße 11
23843 Bad Oldesloe

1.2 Iven-Agßen-Schule
Friedrichstraße 12
25813 Husum
– 2. Ausschreibung –

Rektor/in
A 13 Z

288

1. August 
2008

– dreizügige Verlässliche Grund-
schule in Husum, Ortsteil 
Rödemis

– ab Schuljahr 2008/09 Beginn 
der Zweizügigkeit, da ein zwei-
zügiger Schulneubau geplant 
ist

– zusätzliche jahrgangsübergrei-
fende Musikprojekte in den 
Jahrgangsstufen 2, 3 und 4

– integrative Maßnahmen in zwei 
Jahrgangsstufen

– PCs mit Internetanschluss in 
allen Klassenräumen

– reges Schulleben (großes tradi-
tionelles Schulfest, Musikvorfüh-
rungen, Sportveranstaltungen, 
Projekte) mit engagierter Eltern-
schaft

– Schwimmunterricht für Jahr-
gangsstufe 4

– gute Zusammenarbeit mit den 
Kindergärten

– kooperatives und engagiertes 
Kollegium

Schulamt des 
Kreises Nordfries-
land
Kreishaus
Marktstraße 6
25813 Husum
E-Mail:
hans-peter.fokuhl
@nordfriesland.de
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1.3 Schule am Nordkamp
Nordkamp 1
25980 Westerland/
Sylt
– 3. Ausschreibung –

Rektor/in
A 13

zurzeit 164

Montessori-
Diplom 
erwünscht

1. August 
2008

– ein- bis zweizügige Grund-
schule im Norden Westerlands 
mit sieben Klassen, davon zwei 
altersgemischte Montessori-
klassen

– jahrgangsübergreifender Unter-
richt in den Regelklassen (sechs 
Stunden Freiarbeit Jahrgangs-
stufen 1 bis 4; zwei Stunden  
Kunst/Technik, Tex.)

– jahrgangsübergreifender Unter-
richt in den Montessoriklassen 
(acht Stunden Freiarbeit Jahr-
gangsstufen 1 bis 4; acht 
Stunden  Gesamtunterricht Jahr-
gangsstufen 1/2 und Jahrgangs-
stufen 3/4)

– acht Lehrkräfte in einem koope-
rativen Kollegium 

– schulfreundlicher Schulträger
– enge Zusammenarbeit mit der 

direkt angrenzenden Kinderta-
gesstätte

– ansprechendes, zum Teil 
naturnah belassenes Schulge-
lände mit Spielgeräten, Bauecke 
und Fußballplatz (wird von der 
Kita und Schule gemeinsam 
genutzt)

– vielfältiges Schulleben (Schul-
feste, Jahreszeitenfeste, Projekt-
tage, Lauftag)

– Halbtagshort bis 14.00 Uhr in 
der Schule

– PC-Raum mit Internetzugang, 
dieser auch in den meisten 
Klassen

– aktiver engagierter Elternbeirat 
und Schulverein, Kooperation 
mit der Musikschule (Choran-
gebot für die Jahrgangsstufen 1 
bis 4)

– Der Schulträger ist bei einer 
Wohnungssuche ggf. behilflich.

Schulamt des 
Kreises
Nordfriesland
Kreishaus
Markstraße 6
25813 Husum
E-Mail:
margrit.geissler 
@nordfriesland.de

1.4 Rübekampschule
Rübekamp 13-15
25421 Pinneberg

Rektor/in
A 13 Z

230

1. August 
2008

– zwei- bis dreizügige 
Verlässliche Grundschule in 
zentraler Lage der Stadt

– Zusammenarbeit zur Förderung 
der sozialen Integration mit dem 
Förderzentrum der Stadt, 
benachbarten Kindertages-
stätten, dem Verein Interkultu-
reller Erziehung Pinneberg e.V., 
dem Türkischen Elternverein Pin-
neberg e.V. sowie dem aktiven 
Schulverein

– Betreuungsangebot
– DaZ-Fördermaßnahmen
– Lese-Intensiv-Kurse
– unterrichtlicher Schwerpunkt 

Musik

Schulamt des 
Kreises Pinneberg
Lindenstraße 11
25421 Pinneberg

Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das
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– gute räumliche Ausstattung 
(Musikraum, PC in allen Klassen-
räumen mit Internetzugang, 
Schulbücherei, große Mehr-
zweckhalle, gleichzeitig als Ver-
anstaltungshalle der Stadt 
genutzt)

– Drittnutzung: hohe regelmäßige 
Auslastung außerhalb des Schul-
betriebes durch Jugendmusik-
schule, muttersprachlichen 
Unterricht (Spanisch, Türkisch, 
Portugiesisch) sowie Pinne-
berger Vereine

2. Grund- und Hauptschule

2.1 Grund- und Haupt-
schule
Ostdeutsche Straße 3
25840 Friedrich-
stadt
– 2. Ausschreibung –

Ziel:
eigenständige Grund-
schule mit organisato-
rischer Verbindung 
mit dem Förderzen-
trum Koldenbüttel

Rektor/in
A 13 Z

265

1. August 
2008

– zweizügige Verlässliche Grund-
schule und einzügige Haupt-
schule im Einzugsgebiet von 
zehn Gemeinden

– jahrgangsübergreifender als 
auch fächerdifferenzierter Unter-
richt in der Eingangsstufe

– Präventionsarbeit (PIT 1 und 
PIT 2), Suchtprävention und 
„ Insel-Projekt“ unter Leitung 
einer Diplom-Sozialpädagogin

– DaZ-Fördermaßnahmen, AG-
Angebote in der Grundschule, 
WPKs in der Hauptschule

– Ausbildungsschule
– reges Schulleben mit jährlich 

wiederkehrenden und wech-
selnden Projekten in Zusammen-
arbeit mit anderen Institutionen

– PC-Raum mit derzeit neun 
Arbeitsplätzen, 24 Plätze ab 
2008, eigene Turnhalle, weiträu-
mige Pausenhöfe

– konstruktive Zusammenarbeit 
mit den örtlichen Kitas, der För-
derschule und anderen Einrich-
tungen

– engagiertes und kooperatives 
Kollegium, engagierte Eltern-
schaft, aktiver Förderkreis, auf-
geschlossener und großzügiger 
Schulträger

Schulamt des 
Kreises Nordfries-
land
Kreishaus
Marktstraße 6
25813 Husum
E-Mail:
hans-peter.fokuhl
@nordfriesland.de

Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das
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3. Realschule

3.1 Realschule 
Reinbek
Am Mühlen-
redder 30
21465 Reinbek

Realschul-
konrektor/in
A 14

304

1. August 
2008

– zweizügige Realschule im Schul-
zentrum

– kooperatives und engagiertes 
Kollegium

– gemeinsame Orientierungsstufe 
mit der Hauptschule

– Teilnahme am Projekt „Lesen 
macht stark“

– Offene Ganztagsschule
– Ausbildungsschule
– Sporthallen, Stadion und 

Schwimmbad direkt an der 
Schule

– gute Fachraumausstattung ein-
schließlich neuem PC-Raum

– ITG-Unterricht in Jahrgangsstufe 
7 verbindlich

– intensive Berufsorientierung
– Partnerschaft mit Schule in Polen
– großes WPK-Angebot
– Gewaltprävention, Suchtpräven-

tion
– in Elternregie betriebene Cafe-

teria
– gute Zusammenarbeit mit Eltern-

beirat, Schülervertretung und 
Schulträger

– vielfältige Sportveranstaltungen

Schulamt des 
Kreises
Stormarn
Mommsenstraße 11
23843 Bad Oldesloe

3.2 Realschule 
Bad Bramstedt
Maienbaß 3
24576 Bad Bram-
stedt

2. Konrektor/in
A 14

739

1. August 
2008

– durchschnittlich fünfzügige Real-
schule mit großem ländlichen 
Einzugsbereich

– kooperatives und engagiertes 
Kollegium, gute Zusammenar-
beit mit dem Elternbeirat, der 
Schülervertretung und dem 
Schulträger

– aktiver Förderverein der Real-
schule

– Modellschule für das BLK-Pro-
gramm 21 und Sinusprojekt

– Abordnung einiger Lehrkräfte zur 
Klinikschule der Rheumaklinik 
Bad Bramstedt

– ab 2009 Gemeinschaftsschule 
mit benachbarter Hauptschule

Schulamt des 
Kreises Segeberg
Hamburger Straße 
30
23795 Bad Sege-
berg

Schule Bezeichnung
der Stelle
Bes.-Gruppe
Schülerzahl

Zeitpunkt 
der
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an 
das
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Allgemeine Hinweise
Bei Interesse an einer Bewerbung um eine Schulleiterstelle im Bereich der Grund-, Haupt-, Sonder- und Realschulen können 
ein detailliertes Schulprofil bei der Schule und „Hinweise zur Anfertigung und zum Verfahren der dienstlichen Beurteilung" bei den 
Schulämtern angefordert werden. 
Bewerbungen sind mit einer tabellarischen Darstellung des beruflichen Werdegangs und Lichtbild innerhalb eines Monats nach 
Erscheinen des Nachrichtenblattes vorzulegen. Bewerberinnen und Bewerber, die sich bereits im Landesdienst befinden, haben 
ihre Bewerbung auf dem Dienstweg vorzulegen.
Die Landesregierung fordert ausdrücklich Frauen auf, sich zu bewerben. Bei gleichwertiger Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung werden Frauen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten bevorzugt berücksichtigt.
Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung ein. Daher werden schwerbehinderte 
Bewerberinnen und Bewerber bei entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.
Bei der Besetzung von Schulleiterstellen dürfen Bewerberinnen und Bewerber der betroffenen Schule gemäß § 39 Abs. 2 
Satz 3 SchulG nur berücksichtigt werden, wenn besondere Gründe dafür vorliegen.
Richtet sich die Zuordnung einer Stelle zu einer Besoldungsgruppe nach der Schülerzahl, ist die endgültige Einstufung von der 
Entwicklung dieser Zahl abhängig. Maßgeblich ist die im Haushaltsplan ausgewiesene Planstelle / Stelle. Daneben müssen die 
laufbahnrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sein.
Gemäß § 49 Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein (MBG Schl.-H.) werden die Schulleiterwahlvorschläge mit dem Haupt-
personalrat (Lehrer) erörtert, gegebenenfalls wird die Hauptschwerbehindertenvertretung beteiligt.
Die Einsichtnahme des Personalrates in Bewerbungsunterlagen richtet sich nach § 49 Abs. 2 Satz 1 und 2 MBG Schl.-H. Dienst-
liche Beurteilungen sind dem Personalrat auf Verlangen der Beschäftigten gemäß § 49 Abs. 3 Satz 2 MBG Schl.-H. zugänglich 
zu machen. Auf das Antragsrecht nach § 51 Abs. 4 MBG Schl.-H. wird hiermit hingewiesen.
Eine Schulleiterstelle wird erneut ausgeschrieben, wenn nach der ersten Ausschreibung keine Bewerbung beziehungsweise eine 
nicht ausreichende Zahl qualifizierter Bewerbungen vorliegt.
Schulleiterstellen mit einer Besoldungsgruppe unterhalb A 16 werden in der Regel für zwei Jahre im Beamtenverhältnis auf Probe 
vergeben (§ 20 a LBG). Schulleiterstellen mit der Besoldungsgruppe A 16 werden für fünf Jahre im Beamtenverhältnis auf Zeit 
vergeben (§ 20 b LBG). Für alle anderen Funktionsstellen im Schulbereich wird eine Erprobungszeit von einem Jahr festgesetzt 
(§ 20 Abs. 3 Nr. 4 LBG). 
Die Aufgabenübertragung bei den Konrektorenstellen für Grund-, Haupt-, Sonder- und Realschulen erfolgt zum angegebenen 
Termin. Auf die Erprobungszeit gem. § 20 Abs. 3 Nr. 4 LBG wird hingewiesen. Beförderung und Einweisung in die Planstelle 
erfolgen nach Vorliegen der laufbahn- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

Hinweis des Instituts für Qualitätsentwicklung an Schulen Schleswig-Holstein (IQSH):
Die aktuellen Stellenausschreibungen des IQSH werden jeweils freitags (wöchentlich) im Internet
veröffentlicht unter www.iqsh.schleswig-holstein.de.

Ministerium für Bildung und Frauen

Im Ministerium für Bildung und Frauen wird eine Lehr-
kraft oder bis zu drei Lehrkräfte für Aufgaben im Rahmen 
von 

Qualitätsmanagement/EVIT-BS
gesucht. 

Voraussetzungen für eine Bewerbung sind der Nach-
weis der Lehrbefähigung für das Lehramt an berufsbil-
denden Schulen sowie Kenntnis im schulischen Quali-
tätsmanagement und von Verfahren der externen 
Evaluation von Schulen.

Für die Übernahme der Aufgaben stehen – zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt bis zum 31. Juli 2012 –  
24,5 Stunden zur Verfügung, die von ein bis drei Lehr-
kräften wahrgenommen werden können. Folgende Auf-
gaben sind zu erfüllen:
– Unterstützung/Beratung der beruflichen Schulen in 

Fragen der Qualitätsmanagementsysteme
– Ausgestaltung der Schnittstelle Qualitätsmanage-

ment/Evit-BS
– Ausfüllen der Koordinationsfunktion in den o. g. 

Bereichen
– Zusammenarbeit mit der Fachaufsicht im MBF

Es besteht die Möglichkeit, die Stelle zu teilen und die 
Aufgabenbereiche entsprechend auszurichten. Von 
diesen Lehrkräften wird erwartet, die Tätigkeit an einem 
Wochentag im Ministerium für Bildung und Frauen aus-
zuüben.

Es können sich nur unbefristet im Schuldienst des 
Landes Schleswig-Holstein beschäftigte Lehrkräfte 
bewerben.

Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen ein. Daher werden 
schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Die Landesregierung ist bestrebt, ein Gleichgewicht 
zwischen weiblichen und männlichen Beschäftigten in 
der Landesverwaltung zu erreichen. Frauen werden 
daher bei gleichwertiger Qualifikation im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten vorrangig berücksichtigt.

Reisekosten werden im Rahmen des Bundesreise-
kostengesetzes gewährt.

Interessierte Lehrkräfte werden gebeten, ihre Bewer-
bungen auf dem Dienstweg an das Ministerium für Bil-
dung und Frauen, – III 41 –, Brunswiker Straße 16-22, 
24105 Kiel  zu richten.

Zum 1. August 2008 ist für die Beratung und Unterstüt-
zung von Schülerinnen und Schülern mit dem Förder-
schwerpunkt autistisches Verhalten, ihren Eltern und 
Lehrkräften in den allgemein bildenden Schulen eine 
halbe Planstelle

einer Sonderschullehrerin/
eines Sonderschullehrers (A 13)

für den Bereich Nord  Schleswig-Holsteins zunächst für 
zwei Jahre mit einer Lehrkraft im unbefristeten Beschäf-
tigungsverhältnis zu besetzen.
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Für die Tätigkeit, die von der Beratungsstelle für die 
schulische Bildung von Kindern und Jugendlichen mit 
autistischem Verhalten in Schleswig-Holstein – BIS-
Autismus – koordiniert wird, sind integrative Unterrichts-
erfahrung,  Beratungserfahrung, Kenntnisse über autisti-
sche Verhaltensweisen sowie Erfahrungen im Umgang 
mit autistischen Schülerinnen und Schülern erforderlich. 
Flexibilität in der Arbeitszeitgestaltung und Mobilität 
(Führerschein und eigenes KFZ) werden vorausgesetzt. 

Die Landesregierung ist bestrebt, ein Gleichgewicht 
zwischen weiblichen und männlichen Beschäftigten in 
der Landesverwaltung zu erreichen. Frauen werden 
daher bei gleichwertiger Qualifikation im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten vorrangig berücksichtigt. Die 
Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen ein. Daher werden 
schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Bewerbungen richten Sie bitte innerhalb eines Monats 
nach Erscheinen des Nachrichtenblatts auf dem 
Dienstweg an das Ministerium für Bildung und Frauen, 
Referat Förderzentren (III 31), Brunswiker Straße 16-22, 
24105 Kiel. 

An den berufsbildenden Schulen sind zum nächstmögli-
chen Zeitpunkt die A 15-Funktionsstellen

1. einer Landeskoordinatorin/eines Landeskoor-
dinators für neue und neugeordnete gewerb-
lich-technische Berufe

2. einer Landeskoordinatorin/eines Landeskoor-
dinators für das KMK-Fremdsprachenzerti-
fikat/Fremdsprachen 

3. einer Landeskoordinatorin/eines Landeskoor-
dinators für Sozialpädagogik, Sozialwirtschaft 
und Sozialwesen 

jeweils durch eine unbefristet im Schuldienst tätige Lehr-
kraft an einer berufsbildenden Schule zu besetzen. Die 
Funktionsstellen werden denjenigen berufsbildenden 
Schulen zusätzlich zugewiesen, an denen die auf Grund 
des Ausschreibungsverfahrens ausgewählten Lehr-
kräfte bisher tätig sind. 

Die Tätigkeiten erfolgen in großer Selbstständigkeit 
und Eigenverantwortung. Sie erfordern strukturiertes 
Handeln, Flexibilität, Beratungskompetenz und die 
Fähigkeit zur Kooperation sowie zum Teil auch eine gele-
gentliche Präsenz im Ministerium für Bildung und 
Frauen. Kenntnisse in der Pflege einer Website sind 
erwünscht. 

Interessierte Bewerberinnen und Bewerber können 
die speziellen Anforderungsprofile dieser Stellen bei 
III 418 im Ministerium für Bildung und Frauen, 
Brunswiker Straße 16-22, 24105 Kiel, anfordern.

Beabsichtigt ist eine sofortige Aufgabenübertragung. 
Auf die Erprobungszeit gemäß § 20 Abs. 3 Nr. 4 LBG 
wird hingewiesen. Beförderung und Einweisung in die 
Planstelle erfolgen nach Vorliegen der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen ein. Daher werden 
schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Die Landesregierung ist weiter bestrebt, das Gleich-
gewicht zwischen männlichen und weiblichen Beschäf-

tigten zu erreichen. Frauen werden bei gleichwertiger 
Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung vorrangig 
berücksichtigt.

Bewerbungen mit tabellarischem Lebenslauf und 
Zeugnissen richten Sie bitte auf dem Dienstweg an das 
Referat III 41 im Ministerium für Bildung und Frauen, 
Brunswiker Straße 16-22, 24105 Kiel.

Zu 1: Landeskoordinatorin/Landeskoordinator für neue 
und neugeordnete gewerblich-technische Berufe

Die sich verändernde Bildungs- und damit auch Aus-
bildungslandschaft führt zu ständig neuen bzw. neu zu 
ordnenden gewerblichen und gewerblich-technischen 
Berufen. Die Betreuung der damit verbundenen Auf-
gaben soll von der Inhaberin/dem Inhaber der ausge-
schriebenen Koordinatorenstellen wahrgenommen und 
koordiniert werden. Für diese Aufgaben wird sie/er der 
Fach- und Schulaufsicht laut Geschäftsverteilungsplan 
unterstellt.
Zu übernehmen sind folgende Aufgaben:
– das Entstehen von Rahmenlehrplänen auf KMK-

Ebene begleiten
– ggf. Teilnahme an vorbereitenden Sitzungen als 

Expertin/Experte auf KMK-Ebene
– Begleitung der Implementation der Lehrpläne auf 

Landesebene
– Anfertigung von Sachstandsberichten zu aktuellen 

berufspädagogischen Fragestellungen sowie schul-
rechtlichen Problemstellungen

– Erarbeitung von Umsetzungshilfen für die neuen und 
neugeordneten gewerblichen und gewerblich-techni-
schen Berufe

– Unterstützung der Schulaufsicht in fachaufsichtlichen 
Fragestellungen

– Weiterentwicklung der Lernortkooperation.
Änderungen des Aufgabenzuschnitts werden vorbe-

halten.
Voraussetzung für die Bewerbung sind die Befähigung 

für das Lehramt an berufsbildenden Schulen und die 
Fakultas in einer gewerblich-technischen Fachrichtung. 
Erfahrungen mit den einschlägigen Fachverbänden sind 
wünschenswert.

Zu 2: Landeskoordinatorin/Landeskoordinator für das
KMK-Fremdsprachenzertifikat/Fremdsprachen

Die Rahmenvereinbarung über die Zertifizierung von 
Fremdsprachenkenntnissen in der Beruflichen Bildung 
(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 
20.11.1998 i.d.F. vom 26.04.2002) eröffnet den berufs-
bildenden Schulen die Möglichkeit, auf freiwilliger Basis 
eine Prüfung anzubieten, mit der sich Schülerinnen und 
Schüler der beruflichen Erstausbildung ihre Fremdspra-
chenkenntnisse zertifizieren lassen können. Aus arbeits-
ökonomischen Gründen und zur Sicherung der Vergleich-
barkeit der Anforderungen werden die Prüfungsaufgaben 
seit längerem überwiegend zentral erstellt.

Die schriftlichen Abschlussprüfungen der Berufsfach-
schule III Wirtschaft  – Kaufmännische Assistentinnen 
und Assistenten – enthalten in den Fremdsprachen einen 
landesweit verbindlichen Anteil zentral gestellter Auf-
gaben, der den Anforderungen für das KMK-Fremdspra-
chenzertifikat entspricht. Der Erwerb des Zertifikats setzt 
eine mündliche Prüfung voraus, zu der sich die Schüle-
rinnen und Schüler freiwillig anmelden können.
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Seit vielen Jahren besteht in Schleswig-Holstein eine 
Arbeitsgruppe zur Vor- und Nachbereitung des KMK-
Fremdsprachenzertifikats, die nach bisheriger Erfahrung 
zehn und mehr Mitglieder umfasst. Zu den Aufgaben der 
ausgeschriebenen Koordinatorenstelle gehört die Lei-
tung dieser Arbeitsgruppe mit den damit verbundenen 
Führungs- und Koordinierungsaufgaben.
Weiterhin sind folgende Aufgaben zu übernehmen:
– landesweite Koordination der Prüfungstermine
– Erstellung von Handreichungen für berufsbildende 

Schulen zum KMK-Fremdsprachenzertifikat
– Pflege der Website zum KMK-Fremdsprachenzerti-

fikat im Bildungsportal
– Beratung von Schulen im Hinblick auf die Prüfungs-

anforderungen
– Prüfung und Genehmigung dezentral erstellter Prü-

fungsvorschläge
– Durchführung von Qualifizierungsangeboten für 

Fremdsprachenlehrkräfte in Abstimmung mit dem 
IQSH

– Auswertung und Dokumentation der KMK-Fremd-
sprachenzertifikatsprüfungen in Schleswig-Holstein

– Mitarbeit in der KMK-Begleitgruppe zum KMK-Fremd-
sprachenzertifikat

– Teilnahme an bundesweiten Workshops und Fortbil-
dungsveranstaltungen zum KMK-Fremdsprachenzer-
tifikat

Über die Aufgaben für das KMK-Fremdsprachenzerti-
fikat hinaus ist die Koordinatorin/der Koordinator 
Ansprechpartnerin/Ansprechpartner für alle Fragen zum 
Fremdsprachenunterricht und zu Fremdsprachenprü-
fungen in allen Schularten des berufsbildenden 
Bereichs.

Voraussetzung für die Bewerbung sind die Befähigung 
für das Lehramt an berufsbildenden Schulen und die 
Fakultas in der Fremdsprache Englisch sowie Erfah-
rungen mit dem KMK-Fremdsprachenzertifikat.

Zu 3: Landeskoordinatorin/Landeskoordinator für
Sozialpädagogik, Sozialwirtschaft und Sozialwesen

Die Bereiche Sozialpädagogik, Sozialwirtschaft und 
Sozialwesen unterliegen in besonderem Maße Verände-
rungen. Dadurch ergibt sich die Notwendigkeit für 
Anpassungen der Ausbildungsgänge an diesen Bedarf. 
Die Betreuung der damit verbundenen Aufgaben soll von 
der Inhaberin/dem Inhaber der ausgeschriebenen Koor-
dinatorenstellen wahrgenommen und koordiniert 
werden. Für diese Aufgaben wird sie/er der Fach- und 
Schulaufsicht laut Geschäftsverteilungsplan unterstellt.
Zu übernehmen sind folgende Aufgaben:
– Begleitung der Entwicklung, Implementation und Eva-

luation von Lehrplänen
– Anpassung der vorhandenen Stundentafeln
– ggf. Teilnahme an vorbereitenden Sitzungen als 

Expertin/Experte auf KMK-Ebene
– Anfertigung von Sachstandsberichten zu aktuellen 

berufspädagogischen Fragestellungen sowie schul-
rechtlichen Problemstellungen

Änderungen des Aufgabenzuschnitts werden vorbe-
halten.

Voraussetzung für die Bewerbung sind die Befähigung 
für das Lehramt an berufsbildenden Schulen und die 
Fakultas in einer der entsprechenden Fachrichtungen. 
Wünschenswert sind Erfahrungen mit der Lehrplanar-
beit. 

Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen in 
Schleswig-Holstein (IQSH)

Zur Sicherung der Qualität des Englischunterrichts an 
Grundschulen bietet das Institut für Qualitätsentwick-
lung an Schulen in Schleswig-Holstein (IQSH) verschie-
dene Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen an. 

Zum 1. August 2008 werden für die Dauer von 
zunächst einem Jahr eine oder zwei Grund- und Haupt-
schullehrkräfte mit dem Schwerpunkt Grundschule als 

Fortbildnerin/Fortbildner
im Fach Englisch in der Grundschule

gesucht.
Für die Tätigkeit werden insgesamt neun Ausgleich-

stunden gewährt, die auch  zwischen den ausgewählten 
Lehrkräften verteilt werden können.

Als Bewerberinnen und Bewerber kommen Lehrkräfte 
mit sehr guten Englischkenntnissen, vertieften fachdi-
daktischen und methodischen Kenntnissen des Faches, 
Unterrichtserfahrung im Fach Englisch in den Jahr-
gangsstufen 3 und 4 sowie Interesse an der Fortbil-
dungsarbeit mit Erwachsenen in Frage. Teamfähigkeit 
und Mobilität werden vorausgesetzt.

Zu den Aufgaben gehören Erarbeitung der Fortbil-
dungsinhalte im Team, Durchführung von sechs halbtä-
gigen Fort- bzw. Weiterbildungsveranstaltungen im 
Halbjahr und Mitarbeit bei der Erstellung von Unter-
richtsmaterialien für Englisch in der Grundschule.

Es können sich nur unbefristet im Schuldienst befin-
dende Lehrkräfte bewerben. 

Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen ein. Daher werden 
schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Interessierte Damen und Herren werden gebeten, ihre 
Bewerbung bis zum 16. Juni 2008 auf dem Dienstweg 
an das
Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen in 
Schleswig-Holstein 
IQSH 112
Schreberweg 5
24119 Kronshagen
zu richten. Für weitere Informationen steht Frau Gisela 
Ehlers (Tel. 0431 5403-233, E-Mail: 
gisela.ehlers@iqsh.de) zur Verfügung.

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Am Institut für Altertumskunde der Christian-Albrechts-
Universität ist ab 1. August 2008 eine Viertelstelle

einer Studienrätin/eines Studienrates
im Hochschuldienst zu besetzen. Die Besetzung kann 
nur durch Abordnung von im Schuldienst von 
Schleswig-Holstein fest angestellten Lehrkräften 
erfolgen und ist zunächst auf zwei Jahre befristet. Eine 
Verlängerung ist möglich.

Die stellenbezogenen Aufgaben umfassen die Durch-
führung des fachdidaktischen Lehrangebots des 
Faches Latein im Rahmen der Studienordnungen POL I 
und BA/MA und die Mitwirkung an der weiteren Ausge-
staltung der entsprechenden Curricula. 

Vorausgesetzte Qualifikation ist die Lehrbefähigung 
für Latein, die Lehrbefähigung für Griechisch ist 
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erwünscht. Bewerberinnen und Bewerber mit einschlä-
gigen Erfahrungen im Aufgabenbereich werden bevor-
zugt. Weitere Auskünfte erteilt: Prof. Dr. Jan Radicke, 
Tel. 0431 880-3496.

Die Universität ist bestrebt, den Anteil des weiblichen 
Lehrpersonals zu erhöhen und fordert deshalb entspre-
chend qualifizierte Frauen nachdrücklich auf, sich zu 
bewerben. Frauen werden bei gleichwertiger Eignung, 
Befähigung und fachlicher Leistung im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten vorrangig berücksichtigt. 
Die Universität setzt sich für die Beschäftigung schwer-
behinderter Menschen ein. Daher werden schwerbehin-
derte Bewerberinnen und Bewerber bei entsprechender 
Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach 
Veröffentlichung zu richten an:
Institut für Klassische Altertumskunde der Christian-
Albrechts-Universität, z. H. Herrn Prof. Dr. Jan Radicke, 
Geschäftsführender Direktor, 24098 Kiel.

Bundesverwaltungsamt

Die folgende Stelle für eine Schulleiterin oder einen 
Schulleiter ist zu besetzen

Deutsche Schule Alexander von Humboldt
Sao Paulo, Brasilien

Besetzungsdatum: 01.02.2009
Bewerbungsende: 31.07.2008

zweisprachige Schule mit gegliedertem Unterrichts-
rogramm und bikulturellem Schulziel / berufsbildender 
Zweig (IVP)
Klassenstufen: 1 - 13
Schülerzahl: 1.098
Abiturprüfung/Hochschulreifeprüfung
Deutsches Sprachdiplom der KMK
Sekundarabschluss des Landes
von der KMK anerkannte Berufsschule

Lehrbefähigung für die Sekundarstufen I und II
Bes. Gr. A 15/A 16  bzw. die entsprechenden Entgelt-
gruppen des TV-L, Tarifgebiet Ost in den fünf neuen 
Bundesländern

Spanisch- oder  Portugiesischkenntnisse sind erforder-
lich.

Erfahrungen im Auslandsschuldienst sind erwünscht. 
Die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit kulturellen Ein-
richtungen im Gastland wird erwartet.

Fragebögen für die Bewerbung stehen im Internet 
unter www.auslandsschulwesen.de  zur Verfügung.

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf 
dem Dienstweg an das Bundesverwaltungsamt – Zen-
tralstelle für das Auslandsschulwesen – zu richten. Eine 
weitere Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist 
gleichzeitig und unmittelbar an das im Kultusministerium 
des Landes zuständige Mitglied des Bund-Länder-Aus-
schusses für schulische Arbeit im Ausland (BLASchA) 
zu senden (Ministerium für Bildung und Frauen, Wolf-
gang Baier, III 322, Brunswiker Straße 16-22, 
24105 Kiel).

Um direkte Übersendung einer Durchschrift des 
Bewerbungsschreibens, eines ausgefüllten Fragebo-

gens und eines Lebenslaufs an die Zentralstelle (als Vor-
abinformation) wird gebeten.

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Aus-
schreibung angegebene Besoldungs-/Vergütungs-
gruppe innehaben. Soweit Bewerberinnen und 
Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht erfüllen, 
sind im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann möglich, 
wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrge-
nommen wurden, die im Inland zur Einweisung in die aus-
geschriebene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppie-
rung in die vergleichbare Vergütungsgruppe führen 
können. Hierzu ist eine ausdrückliche Bestätigung und 
Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin oder Schul-
leiter im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich. 

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer 
Besoldungsgruppen auf eine Schulleiterstelle 
bewerben, ist für eine Vermittlung neben der Zustim-
mung des beurlaubenden Landes das Einverständnis 
der Bewerberin oder des Bewerbers zur Gewährung der 
Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiterstelle aus-
geschriebenen (niedrigeren) Besoldungsgruppe erfor-
derlich.

Drittbewerbungen werden nicht berücksichtigt.
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